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DiEM25: Was helfen uns jetzt die Vereinigten Staaten von Europa?      
und Anmerkungen zur demokratischen Souveränität im Plan B 

Am 9. Februar fand in der Berliner Volksbühne die Auftaktveranstaltung der maßgeblich vom 
ehemaligen griechischen Finanzminister Yanis Varoufakis angeschobenen Initiative DiEM25 
statt. Das Kürzel „DiEM“ steht hierbei für „Democracy in Europe Movement“ und 2025 für das 
Jahr der angestrebten europäischen Staatsgründung (ich komme hierauf unten ausführlich zu 
sprechen). Das Event war hochprofessionell organisiert und fand sowohl in der Presse als auch 
in den sozialen Netzwerken ein großes Echo. Hierzu kann man den Aktivisten von DiEM25 nur 
herzliche Glückwünsche aussprechen. In inhaltlicher Hinsicht hinterlässt die Initiative aber lei-
der einen verheerenden Eindruck. 

Dabei war der Ausgangspunkt klug gewählt. Es war und ist eine gute Idee, das autoritäre euro-
päische Regieren in das Zentrum der Auftaktveranstaltung und des schriftlichen Manifests 
(http://diem25.org/de/) zu rücken. Seit Beginn der Eurokrise intervenieren die europäischen In-
stitutionen in vorher nicht gekanntem Maß in die Demokratie sowie in die Tarifautonomie der 
Sozialpartner. Das kommt in den Vorgaben der Troika, im Fiskalpakt, den neuen Überwa-
chungs- und Korrekturverfahren und wirtschaftspolitisch konditionierten Anleihekäufen der 
EZB zum Ausdruck. Die Demokratiewirkungen dieser Interventionen malen die Aktivisten von 
DiEM25 in düsteren Farben. Von nicht rechenschaftspflichtigen Technokraten, dubiosen Institu-
tionen und einem pseudo-technischen Fatalismus, der den Demos aus der Demokratie ver-
schwinden lässt, ist da die Rede – und man kann nur von ganzem Herzen zustimmen. 

Leider wird die konsequente und ausdrucksstarke Beschäftigung mit diesen Problemen von ei-
nem beredten Schweigen über alles begleitet, was mit dem Euro oder, allgemeiner formuliert, 
den Konvergenzerfordernissen von Währungsunionen zu tun hat. Mutmaßlich aus strategischen 
Gründen, denn über diese Dinge können sich progressive Kräfte aus unterschiedlichen Ländern 
und Zusammenhängen trefflich zerstreiten. Aber der strategische Schachzug, die Problemanaly-
se durch integrationistische Parolen zu ersetzen, funktioniert nicht. Er führt vielmehr zu einem 
politökonomisch entleerten, naiven und höchst angreifbaren Ergebnis. 

Denn die Interventionen und Korrekturverfahren fallen ja nun nicht zufällig mit der Eurokrise 
zusammen. Sie sind vielmehr Antworten auf die weit geöffnete Schere zwischen den anspruchs-
vollen Konvergenzerfordernissen des Euro einerseits und der Unfähigkeit und Unwilligkeit sei-
ner Teilnehmer, den Erfordernissen Rechnung zu tragen, andererseits. Ohne die Fähigkeit und 
den Willen zur mittelfristigen Synchronisation der Lohn- und Preisauftriebe kann der Verzicht 
auf Wechselkurskorrekturen nicht funktionieren. Beides ist angesichts der Unterschiedlichkeit 
der in der Eurozone vertretenen Regime der Lohnaushandlung, der Koexistenz eher binnenori-
entierter und eher merkantilistischer Orientierungen und des Fehlens transnationaler Lohnkoor-
dination nicht gegeben (http://www.mpifg.de/pu/mpifg_dp/dp14-14.pdf). Vor diesem Hinter-
grund ist es nur höchst konsequent, Verfahren zu errichten, die zum Ziel haben, das Fehlen 
transnationaler Lohnkoordination zu kompensieren, ja die Tarifautonomie der Sozialpartner in 
letzter Konsequenz zu brechen. Das ist der Preis des Euro. Wenn man denn, wie DiEM25, am 
Euro festhalten will, wird man zumindest anzudeuten haben, wie die Synchronisation der Lohn- 
und Preisauftriebe eigentlich sonst bewerkstelligt werden soll. 

Dasselbe ließe sich von den Interventionen in die Arbeitsmarkt- und Sozialpolitiken sagen. Die-
se Politikfelder entfalten erhebliche Wirkungen auf die Lohnpolitik – die Arbeitsmarktpolitik 
beispielsweise, weil sie die Verhandlungsmacht der Gewerkschaften beeinflusst, und die Sozial-



 

 

politik, weil sie einen faktischen Mindestlohn setzt. In einem festen Wechselkursregime steigen 
daher auch die Anforderungen an die in diesen Politikbereichen angesiedelten Instrumente. Sie 
müssen so eingesetzt werden, dass sie die Synchronisation der Lohn- und Preisauftriebe unter-
stützen, und gegensteuern, wenn es zu Fehlentwicklungen kommt. Soweit die Theorie. In der 
Praxis aber sind die Teilnehmer des Euro Demokratien, in denen mal eher sozialstaatsfreundli-
che, mal eher sozialstaatskritische Parteien regieren, mit ganz unterschiedlichen politischen Sys-
temen, Traditionen, Problemperzeptionen und Dynamiken. Wenn der Euro denn verteidigt wer-
den soll, seine Bestandsvoraussetzungen aber eklatant verletzt werden, solange die Euro-
Teilnehmer Demokratien sind – dann ist es nur höchst konsequent, die Freiheitsgrade der De-
mokratien durch technokratische Interventionen immer weiter einzuschränken, bis hin zur fakti-
schen Vollsuspendierung demokratischer Verhältnisse in den Krisenländern. Kurz: Wer das au-
toritäre Regieren in Europa kritisiert, wird in seiner Argumentation zu der ökonomischen Kons-
tellation vordringen müssen, aus der das autoritäre Europa hervorgeht. Vielleicht haben die Ak-
tivisten von DiEM25 einen Weg gefunden, das Spannungsfeld zwischen den Imperativen des 
Euro einerseits und Demokratie und Tarifautonomie andererseits schmerzfrei aufzulösen – aber 
nichts dergleichen findet sich im Manifest. 

Was also will DiEM25? Die Katze wird im Abschnitt „Was ist zu tun? Unser Horizont“ aus dem 
Sack gelassen: Varoufakis und seine Mitstreiter fordern die Einberufung einer verfassungsge-
benden Versammlung innerhalb der nächsten zwei Jahre und das Inkrafttreten einer europäi-
schen Verfassung bis spätestens 2025. DiEM25 reiht sich damit in die Initiativen ein, die die 
Lösung der Probleme in radikaler Zentralisierung erkennen. Man mag das Ziel teilen oder nicht. 
Aber was tragen die Vereinigten Staaten von Europa zur Auflösung der Eurokrise bei? Sollen 
die Sozialpartner im europäischen Bundesstaat gänzlich entmachtet werden und Vorgaben aus 
Brüssel folgen? Sollen die heterogenen europäischen Wohlfahrtsstaaten einem EU-weiten Sozi-
alstaat weichen, der auf Rumänien ebenso passt wie auf Schweden? Und wie kommen die Akti-
visten auf die Idee, die eklatanten Demokratiedefizite der Europäischen Union würden sich nicht 
in die Vereinigten Staaten von Europa fortpflanzen? Erwarten sie die zeitnahe Entstehung eines 
europäischen Parteiensystems mit transnationalen Parteien? Und erwarten sie, dass die ein Maß 
an interner Kohärenz aufweisen könnten, das es ihnen erlauben würde, den Bürgerinnen und 
Bürgern unterscheidbare politische Programme zur Auswahl vorzulegen? Das ist mehr als un-
wahrscheinlich, so lange die Eurokrise die EU politisch nicht in links und rechts spaltet, sondern 
in Nord und Süd. 

Aber vielleicht geht es um all das ja gar nicht und man wollte vor allem ein Manifest schreiben, 
das irgendwie für „mehr Europa“ plädiert und daher eingefleischte Integrationisten anspricht. 
Denn wirklich ernst gemeint kann das alles nicht sein. Der letzte Konvent, der eine europäische 
Verfassung erarbeitete, flog den Eliten mit den verlorenen Volksabstimmungen in Frankreich 
und den Niederlanden im Jahr 2005 um die Ohren. 2005 – das waren bessere Zeiten für die eu-
ropäische Integration, auch wenn es sich damals nicht so anfühlte. Die Vorstellung, ein Vertrag 
zur Gründung der Vereinigten Staaten von Europa könne unter heutigen Bedingungen nicht nur 
28 Parlamente, sondern auch alle notwendigen Volksabstimmungen erfolgreich durchlaufen, ist 
angesichts des Niedergangs der öffentlichen Zustimmung zur EU – man beachte nur die jüngs-
ten Daten des Eurobarometers (hier, vgl. zum Eurobarometer auch hier) – abwegig. 

Wissen die Aktivisten das alles nicht? Doch, sie wissen es – und tragen der offensichtlichen 
Kluft zwischen ihren Vorstellungen und den Haltungen der Bürgerinnen und Bürger Rechnung. 
Die verfassungsgebende Versammlung, so schreiben sie explizit, „wird die Befugnis haben, 
über eine künftige demokratische Verfassung zu entscheiden, die innerhalb eines Jahrzehnts die 
bestehenden europäischen Verträge ersetzen wird“. Die europäische Verfassung soll sich also 
irgendwie an den nationalen Parlamenten und Volksabstimmungen vorbeimogeln, der Konvent 
soll keinen Entwurf vorlegen, sondern selbst entscheiden. Man liest das, schließt die Augen, 



 

 

atmet durch, wünscht sich, das alles möge verschwinden, öffnet die Augen wieder, aber es ist 
alles noch da. Was soll man damit anfangen? Den Aktivsten erklären, dass die von ihnen ange-
strebte Staatsgründung durch die Hintertür von den Verfassungsgerichten der EU-Mitglieder 
gestoppt würde? Das Ganze, das wäre mein Vorschlag zur Güte, als nicht so genau zu nehmen-
den, über das Ziel hinausgeschossenen Provokationsversuch verbuchen? 

Was von DiEM25 vor allem bleibt, ist der Eindruck linksliberal-radikaler Integrationisten, die 
sich gegenüber den Problemen des Euro gleichgültig verhalten und stattdessen nach Wegen su-
chen, die Vereinigten Staaten von Europa am Demos vorbei durchzusetzen. Nun denn. Sie sind 
nicht die ersten mit diesem Programm und werden nicht die letzten sein. Auf eines sollten sich 
die Aktivisten dabei freilich nicht berufen: die Demokratie. 

 
Anmerkungen über 

Demokratische Souveränität als Leitkategorie des Plan B 

Am vergangenen Wochenende besuchten Andreas Nölke und ich die Auftakttagung der von 
Jean-Luc Mélenchon, Oskar Lafontaine, Stefano Massina und Zoe Konstantopoulou angestoße-
nen internationalen „Plan B“-Initiative. Zwei Tage lang diskutierten Vertreter linker Parteien, 
Gewerkschafter, Aktivisten unterschiedlichster zivilgesellschaftlicher Gruppen und progressive 
Wissenschaftler Wege zum Ausstieg aus der Austeritätspolitik… 

Besonders berichtenswert erscheint uns hier aber ein Umstand, den wir zwar schon im Vorfeld 
erahnten, dessen Intensität uns in Paris aber gleichwohl überwältigte: Das Ausmaß, in dem die 
Eurokrise quer durch die Mitglieder der Eurozone heute als Souveränitätsdiskurs behandelt 
wird. Nicht nur in den südlichen Krisenländern, sondern auch und gerade in Italien und Frank-
reich wird der Euro als lange Sequenz illegitimer Übergriffe und nationaler Erniedrigungen 
durch die europäischen Institutionen und vor allem durch Deutschland erlebt.  

Die Leitfrage nahezu aller Redner lautete: Wie lässt sich heute, gegen die EU und gegen 
Deutschland, ein Mindestmaß an demokratischer Souveränität und Selbstbestimmung zurück-
gewinnen? Das ist verständlich und weitgehend berechtigt – auch wenn wir uns an der einen 
oder anderen Stelle veranlasst sahen, daran zu erinnern, dass der Euro keine deutsche Idee war 
und zumindest an dieser Stelle das „blame it all on Germany“ mit einem Fragezeichen zu verse-
hen ist. Deutsche tun aber gut daran, sich die Problemperzeptionen der Partnerländer sorgsam 
anzuhören. Denn das Problem wird in Deutschland oft nicht verstanden. 

Gerade progressive Kräfte halten die europäische Integration in Deutschland oft für ein Pro-
gramm gegen den Nationalstaat und Begriffe wie „Souveränität“ und „nationale Selbstbestim-
mung“ daher für Kategorien Ewiggestriger. Wer im Diskurs mit den europäischen Partnern auf 
diese Sichtweise beharrt und dem überragenden Stellenwert der nationalen demokratichen 
Selbstbestimmung die Berechtigung abspricht, wird auf Granit beißen…  

Erst nach und nach wird deutlich, was der Euro und das deutsche Verhalten in ihm alles kaputt-
gemacht haben. Die europäische Zusammenarbeit war schon einmal wesentlich weiter. 

 
Quelle: http://www.flassbeck-economics.de/diem25-was-helfen-uns-jetzt-die-vereinigten-
staaten-von-europa                                      am 26. Januar 2016 und am 15. Februar 2016 
 


